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ENERGIEPOLITIK

Der Kohlepfennig — eine getarnte Steuer
Dietrich Dickertmann, Antonius Voss, Köln

Selten hat eine fiskalische Abgabe innerhalb so kurzer Zeit einen so großen finanzpolitischen Wirbel 
verursacht wie der sogenannte Kohlepfennig, der zum 1.1.1979 auf 6,2 %  des Strompreises angehoben 
wurde. Der nachfolgende Beitrag zeichnet die Entwicklung dieser Abgabe nach und unterzieht sie 
einer finanzwissenschaftlichen Würdigung.

T rotz des Ersten und Zweiten Verstromungs- 
gesetzes und trotz der 1972 getroffenen An­

schlußregelung drohte der Anteil der Steinkohle an 
der Stromerzeugung wegen zu hoher Preise bis 
1980 sowohl absolut als auch relativ zurückzu­
gehen. Um die fortschreitende Substitution der 
Steinkohle durch schweres Heizöl zu stoppen und 
dadurch die Abhängigkeit von fremden Energie­
trägern zu mindern, sprach sich die Bundesregie­
rung deshalb in dem — noch vor der Ölkrise -  
1973 vorgelegten Energieprogramm für eine ge­
setzliche Neuregelung der Kohleverstromung aus, 
deren Finanzierung durch eine Ausgleichsabgabe 
erfolgen sollte ’ ) 2).

Infolge der drastischen Ölpreissteigerungen wäh­
rend und nach der Ölkrise im W inter 1973/74 ent­
fiel allerdings zunächst der Wettbewerbsnachteil 
der Steinkohle, so daß ein umgekehrter Substitu­
tionsprozeß in Gang gesetzt wurde. Der Bergbau 
konnte seine Halden — trotz mehrfacher Preis­
erhöhungen — von 15,7 Mill. t Ende 1973 auf 
3,7 Mill. t Ende 1974 abbauen. Zeitweise stellte 
sich sogar die Frage, ob die heimische Steinkohle 
langfristig in der gewünschten Menge verfügbar

!) Vgl. Energ ieprogram m  der B undesregierung, BTag-Drucks. 
7/1057, Z iff. 56 ff.
2) Dabei is t zu bedenken, daß das Heizöl bere its  durch d ie  M ine­
ra lö ls teuer be laste t ist. Von der fü r den 31.12.1979 vorgesehenen 
Abschaffung d iese r Steuer ist nun längst ke ine Rede mehr.
3) V g l. BRat-Drucks. 99/74.
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sein werde. Kurzfristig waren daher gesetzliche 
Maßnahmen zur Förderung der Kohleverstromung 
und damit auch die Erhebung der Ausgleichs­
abgabe unnötig.

Subventionsausmaß

Die Bundesregierung hielt jedoch weitere Maß­
nahmen für erforderlich, um den Steinkohleeinsatz 
zur Stromerzeugung auch langfristig abzusichern. 
Sie brachte deshalb am 1. Februar 1974 den Ge­
setzentwurf für das Dritte Verstromungsgesetz im 
Bundesrat e in 3). Das mit Wirkung vom 1 .Januar 
1975 in Kraft getretene Dritte Verstromungs­
gesetz4) sah zunächst die Gewährung folgender 
Subventionen zur Förderung des Steinkohleein­
satzes an die Elektrizitätswirtschaft vor:

□  Den Stromerzeugern wird für die durch den 
Steinkohleeinsatz entstehenden höheren Kosten 
ein Mehrkostenausgleich in Höhe der Wärmepreis­
differenz frei Kraftwerk zwischen der Steinkohle 
und dem schweren Heizöl gezahlt. Der Mehr­
kostenausgleich beinhaltet außerdem eine nach 
dem Alter der Kraftwerke gestaffelte Erstattung 
der gegenüber Ölkraftwerken höheren sonstigen 
Betriebsmehrkosten.

□  Der Bau neuer Steinkohlekraftwerke wird durch 
einen Investitionskostenzuschuß in Höhe von 
180 DM je kW (vor dem 1. April 1976 nur 150 DM 
je kW) neu installierter Kraftwerksleistung verbil­
ligt, sofern mit dem Bau bis zum 31. Dezember 1981 
begonnen wird.

□  Revierfernen Elektrizitätsversorgungsunterneh­
men kann ein Stromtransportkostenzuschuß ge-

<) Vgl. Gesetz über d ie  w eite re  Sicherung des Einsatzes von Ge­
meinschaftskohle in der E lektriz itä tsw irtschaft (D rittes Verstro­
mungsgesetz) vom 13. 12. 1974 (BGBl. I, S. 3473).
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währt werden, sofern sie Strom von Kohlekraft­
werken in den Kohlerevieren beziehen.

□  Ein Zuschuß zur Ablösung von Minderpreis­
verträgen kann Kraftwerksbetreibern gezahlt wer­
den, die für zwischen dem 1. Januar 1974 und dem 
31. Dezember 1981 bezogene Kohle den üblichen 
(vom Bundesminister für Wirtschaft festgesetzten) 
Preis zahlen, obwohl sie aufgrund eines Minder­
preisvertrages zu einem niedrigeren Preis belie­
fert werden müßten 5).

Zur Finanzierung dieser Leistungen wurde für die 
Stromabgabe ein Abgabesatz von genau 3,24 %  
auf den Strompreis festgesetzt.

Novellierungen

Aufgrund des rezessionsbedingt verminderten 
Stromverbrauchs im Jahre 1975 wurde aber der 
angestrebte Einsatz von 33 Mill. t SKE schon im 
ersten Jahr nach Inkrafttreten des Gesetzes mit 
nur rd. 22 Mill. t SKE6) drastisch unterschritten, so 
daß bereits Anfang 1976 eine erste Novellierung 
des Dritten Verstromungsgesetzes e rfo lg te7). Durch 
sie wurden zusätzliche finanzielle Anreize für den 
Steinkohleeinsatz in der Elektrizitätswirtschaft ge­
schaffen8). Zur Finanzierung des zunehmenden 
Mittelbedarfs wurde eine Erhöhung des Abgabe­
satzes von 3 ,24%  auf 4 ,5%  zum 1. April 1976 not­
wendig.

Durch eine abermalige Änderung des Gesetzes 
Ende 19779) wurden die Kosten für den Kohle­
einsatz in Kraftwerken nochmals erheblich ge­
senkt: Ab 1978 wird ein Drittel der jährlichen 
Kohlebezüge und eventuell zusätzlich eine Menge 
von 2,3 Mill. t SKE nahezu auf den halben Preis 
v e rb illig t10). Aufgrund dieser massiven Erweite­
rung des Anreizsystems und der größer geworde­
nen Wärmepreisdifferenz zwischen Steinkohle und 
schwerem Heizöl wurde zum 1. Januar 1979 eine 
weitere Erhöhung der Abgabe auf 6,2 %  erforder­

5) D erartige M inderpre isverträge hatte der Steinkohlebergbau 
wegen der Absatzschw ierigkeiten m it der E lektriz itä tsw irtschaft 
abgeschlossen. Die dabei vereinbarten Preise lagen b is  zu 48%  
unter den jew e iligen  L istenpreisen. Vgl. o. V.: D rittes Verstro- 
mungsgesefz und Verlängerung der Heizölsteuer, in : Energie- 
w irtschaftliche  Tagesfragen, 24. Jg. (1974), S. 580.
6) Vgl. BTag-Drucks. 7/4577, S. 1.
7) Vg l. Gesetz zur Änderung des D ritten Verstrom ungsgesetzes 
vom 29. 3. 1976 (BGBl. I, S. 749).
8) Aufgrund des neu geschaffenen M ehrkostenausgleichs in be­
sonderen Fällen nach § 3a des geänderten Gesetzes konnten 
sich in der Spitze Zuschüsse von 140 DM pro t bei einem L isten­
preis von 153 DM pro t K raftw erkskohle ergeben. Vgl. BRat- 
Drucks. 144/2/76, S. 2.
9) Vgl. Gesetz zur Änderung energ ierechtllcher Vorschriften vom 
29. 3. 1976 (BGBl. I, S. 749).
10) In d iesem  Zusammenhane is t es schon verwunderlich, wenn 
der Gesamtverband des deutschen S te inkohlenbergbaus sich d ie
m it d ieser Abgabe bew irkten S ubventionsle istungen nicht zurech­
nen lassen w ill (vgl. o. V .: „Echte" Subventionen nur 1,8 M illia r­
den DM im Jahr, in : H andelsblatt, Nr. 202 vom 27./28. 10.1978, 
S. 16; vg l. aber ergänzend o. V .: Ende der Fahnenstange, in : Der 
S p iege l, Nr. 9/1978, S. 81 f.), sondern der E lektriz itä tsw irtschaft 
zuschlagen möchte. Zur Verschleierung der Subventionierung 
sch lägt der Verband vor, den Kohlepfennig in „S trom -P fenn ig“
umzubenennen (vgl. o. V.: S trom pfennig der bessere Name, in: 
H andelsblatt, Nr. 207 vom 6. 11. 1978, S. 8).
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lieh, um die Mittel für die zugesicherte Kosten­
ausgleichsfinanzierung weiterhin über den Aus­
gleichsfonds aufbringen zu können.

Nur vier Jahre nach Verabschiedung des Dritten 
Verstromungsgesetzes ergibt sich für den Kohle­
pfennig zunächst folgende Zwischenbilanz:

Q  Der Abgabesatz ist von 3,24 %  auf 6 ,2%  fast 
verdoppelt worden.

0  Das Abgabeaufkommen wird mit rd. 2,4 Mrd. 
DM im Jahre 1979 mehr als das Dreifache des Auf­
kommens von 1975 (778 Mill. DM) betragen " ) .

0  Die Subventionen werden mit rd. 2,78 Mrd. DM 
im Jahre 1979 mehr als das Fünffache des Betra­
ges von 1975 (436 Mill. DM) ausmachen.

0  Der Steinkohleeinsatz zur Stromerzeugung lag 
von 1971 bis 1974 durchschnittlich bei 34,8 Mill. t 
SKE pro Jahr, nach der Verabschiedung des Drit­
ten Verstromungsgesetzes von 1975 bis 1977 
durchschnittlich bei 28,5 Mill. t SKE pro Jahr.

Bagatelllsierung

Die zweimalige Novellierung des Gesetzes auf­
grund mangelhafter Zielerreichung innerhalb von 
knapp drei Jahren sowie eine Fülle von Richtlinien­
änderungen zu dem Gesetz zeigen, daß dem Drit­
ten Verstromungsgesetz eine geschlossene Kon­
zeption für eine Kohlepolitik, die den Einsatz 
finanzpolitischer Maßnahmen hätte rechtfertigen 
können, nicht zugrunde liegt. Es bestehen „Zweifel 
daran, ob über ein so kompliziertes Netz von Be­
stimmungen eine sachgerechte Steuerung des 
Steinkohleeinsatzes möglich is t“ 12). Zudem wird 
dem Stromverbraucher mit der Ausgleichsabgabe 
eine durch Ineffizienzen bei der Subventions­
gewährung überhöhte Last aufgebürdet13). Ange­
sichts dieser Entwicklung stellt sich die Frage, 
wie sich diese Belastung des Stromverbrauchers 
in M illiardenhöhe rechtfertigen läßt.

Wie schon bei der Einführung wird auch anläßlich 
der neuesten Erhöhung die quantitative Bedeu­
tung der Abgabe von offizieller Seite bagatellisiert: 
Verwies der damalige Bundeswirtschaftsminister 
Friderichs bei der Einführung der Abgabe noch 
darauf, die monatliche „Versicherungsprämie für 
eine höhere Sicherheit der Energieversorgung“ 
erfordere von einem Vierpersonenhaushalt kein 
größeres Opfer als den Preis für eine Schachtel
n ) Die Belastung des S trom verbrauchers is t tatsächlich noch 
höher, da auf d ie  Ausgleichsabgabe M ehrwertsteuer erhoben 
w ird . Die Erhebung der Ausgleichsabgabe füh rt daher auch noch 
zu M ehreinnahm en in den öffentlichen Haushalten. Diese werden 
se itens des Bundesfinanzm inisters gegenüber der Ö ffentlichke it 
gern vernachlässig t. Denkbar wäre es im m erhin, daß diese 
S teuerm ehreinnahm en dem Ausgleichsfonds (zweckgebunden) zu­
geführt würden. Dadurch könnte d ie  aus der Ausgleichsabgabe 
resultie rende Gesamtbelastung te ilw e ise  verm indert werden.
12) i. V o g e l  s a n g :  Eine A lte rna tive  zur K o h le p o litik  des 
Dritten Verstrom ungsgesetzes, in: ORDO, Bd. 28, S tuttgart, New 
Y ork 1977, S. 188.
13) Vgl. ebenda, S. 187.
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Zigaretten u ), so wird dem Stromverbraucher von 
der Bundesregierung heute vorgerechnet, aus der 
Erhöhung des Abgabesatzes ergebe sich für einen 
Vierpersonenhaushalt eine Stromkostenverteue­
rung von nur 1 DM monatlich. Die wirksam wer­
dende Gesamtbelastung bleibt bei einer derartig 
verkürzten Betrachtungsweise unberücksichtigt. 
Ein Vierpersonenhaushalt wird nach der Erhöhung 
des Abgabesatzes einschließlich Mehrwertsteuer 
mit 3,52 DM pro Monat belastet. Auch die von den 
Politikern wie auch von den Medien oftmals ver­
wendete Bezeichnung „Kohlep/enn/'g“ erweist sich 
angesichts eines Aufkommens von rd. 2,4 Mrd. DM 
(1979) als eine Verniedlichung des quantitativen 
Problems.

Technische Ausgestaltung

Die Ausgleichsabgabe wird bei den Elektrizitäts­
versorgungsunternehmen und bei den Eigenerzeu­
gern von Strom (Abgabeschuldner) erhoben. Be­
messungsgrundlage der Abgabe ist bei beiden 
Gruppen von Abgabeschuldnern eine Wertgröße: 
Bei den Elektrizitätsversorgungsunternehmen bil­
den die im Inland aus der Lieferung von Strom an

den Endverbraucher erzielten Erlöse die Bemes­
sungsgrundlage 15). Diese umfaßt somit neben dem 
Arbeitspreis auch den Grundpreis, um eine Ver­
zerrung der Belastung aufgrund unterschiedlicher 
Tarifstrukturen zu vermeiden. Bei Eigenerzeugern 
ist der nach der Eigenverbrauchsverordnung erm it­
telte Wert der selbsterzeugten und verbrauchten 
Elektrizität die Bemessungsgrundlage, wobei der 
Kraftwerkseigenbedarf außer Betracht b le ib t16). 
Die Abgabeschuldner haben die Höhe der Ab­
gabeschuld selbst zu erm itteln: sie besitzen ein 
Wahlrecht zwischen monatlicher und jährlicher 
Ermittlung und Zahlung der Abgabe17).

14) Vgl. Verhandlungen des Deutschen Bundestages, 7. W ahl­
periode, 129. Sitzung vom 8.11.1974, S. 8702.
15) Ausländische Strom abnehm er werden fo lg lich  durch d ie  Strom ­
abgabe n icht belastet. Deswegen s ind in diesem Zusammenhang 
Überlegungen der EG-Kom m ission, zu e iner gem einschaftlichen 
K oh le p o litik  und zu erhöhter Energ iesicherheit zu kommen, be­
sonders beachtenswert. Vgl. o. V.: A lle  Länder so llen  eine S icher­
heitspräm ie zahlen, in : H andelsblatt, Nr. 236 vom 18.12. 1978, S. 6; 
H. R a d z i o : Kohle und S teuerzahler, in: H andelsblatt, Nr. 234 
vom 14.12. 1978, S. 2.
16) Vgl. Verordnung über das Verfahren zur E rm ittlung des W er­
tes der von Eigenerzeugern se lbst verbrauchten E lektriz itä t 
(E igenverbrauchsverordnung) vom 18.12. 1974 (BGBl. I, S. 3701).
17) Vgl. Verordnung über d ie  E rm ittlung und Zahlung der Aus­
gle ichsabgabe nach dem Dritten Verstrom ungsgesetz vom 20.12. 
1976 (BGBl. I, S. 3612).
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Die Abgabeschuld ist an ein unselbständiges Son­
dervermögen („Ausgleichsfonds zur Sicherung des 
Steinkohleeinsatzes“ ) des Bundes, das vom Bun­
desamt für gewerbliche Wirtschaft verwaltet wird, 
abzuführen. Diese Behörde ist auch für die Ge­
währung der Zuschüsse zuständig 1S). Die Elektri­
zitätsversorgungsunternehmen können die Ab­
gabebelastung an die Stromverbraucher weiter­
geben. Es ist davon auszugehen, daß sie von die­
ser Kann-Vorschrift regelmäßig Gebrauch machen. 
Bei einer Überwälzung sind der Prozentsatz der 
Abgabe und der absolute Abgabebetrag unter der 
Bezeichnung „Ausgleichsabgabe zur Sicherung der 
Elektrizitätsversorgung nach dem Dritten Verstro- 
mungsgesetz“ in den Stromrechnungen offen aus­
zuweisen.

Eine Anhebung des Strompreises zwecks Über­
wälzung der Abgabe dürfen die Elektrizitätsversor- 
gungsunternehmen nicht verlangen, wenn die sich 
aus der Anhebung des Entgelts ergebende Bela­
stung fü r ein stromabnehmendes Unternehmen 
eine unbillige Härte bedeuten würde. Ob eine un­
billige Härte vorliegt, entscheidet das Bundesamt 
für gewerbliche Wirtschaft auf Antrag des Unter­
nehmens. Aufgrund einer sehr restriktiven Aus­
legung dieser Härteklausel ist die Zahl der vor­
genommenen Freistellungen bisher sehr gering. 
Dies deutet darauf hin, daß die Klausel den Cha­
rakter einer politischen Kompromißformel besitzt, 
der nicht viel mehr als eine A libifunktion zukommt. 
Für private Haushalte g ilt diese Härteklausel im 
übrigen nicht.

Die Höhe des Abgabesatzes w ird jeweils für ein 
Kalenderjahr im voraus vom Bundesminister für 
W irtschaft festgelegt, lediglich Prozentsätze über 
4,5 %  bedürfen der Zustimmung des Bundes­
tages 19). Bei der Festsetzung des Abgabesatzes 
hat der Bundeswirtschaftsminister zu berücksich­
tigen, daß das Aufkommen aus der Ausgleichs­
abgabe den vom Bundesamt für gewerbliche Wirt­
schaft zu schätzenden M ittelbedarf decken soll. 
Der Prozentsatz ergibt sich, indem der geschätzte 
M ittelbedarf ins Verhältnis zur Summe der voraus-

i°) Selbstverständlich mußten fü r den Ausgle ichsfonds neue S te l­
len geschaffen werden. Vorgesehen waren zunächst 50 zusätz­
liche M ita rbe ite r (BRat-Drucks. 99/74, Te il 3, S. 7). Bei zw ischen­
ze itlich  erhöhtem Personalbestand belaufen sich d ie  gesamten 
Verwaltungskosten des Fonds auf 5 M ill. DM 1979 nach 2,6 M ill. DM 
1975.
19) V g l. § 4  Abs. 5 D rittes Verstrom ungsgesetz i. d. F. vom 19.12. 
1977. U rsprünglich war diese Grenze auf 3 ,5 %  festge leg t, übe r 
d ie  grundsätzliche Berechtigung der Abgabeerhebung so llte  frü ­
hestens im Laufe des Jahres 1980 neu nachgedacht werden, fa lls  
das Gesetz über den 31.12.1980 verlängert werden so llte . Vgl. 
Verhandlungen des Deutschen Bundestages, 7. W ahlperiode, 
129. Sitzung vom 8.11.1974, S. 8711. Tatsächlich aber wurde der 
Satz dann schon im März 1976 zunächst auf 5 %  angehoben und 
anschließend im Dezember 1977 auf 4,5 %  gesenkt, wobei g le ich ­
ze itig  d ie  Laufzeit des Gesetzes b is  zum 31.12.1987 verlängert 
wurde.
2°) Im übrigen w urde, um d ie  Erhöhung dieses Abgabesatzes 
m öglichst n ied rig  zu halten, bei se ine r E rm ittlung  d ie  Inan­
spruchnahme eines Kassenkredits in Höhe von 420 M ill. DM e in ­
bezogen. A ndern fa lls  wäre e in  Abgabesatz von 7,3 %  notwendig 
gewesen. Vgl. BTag-Drucks. 8/2307, S. 3.
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sichtlichen Erlöse der Elektrizitätsversorgungs­
unternehmen aus Lieferungen an Endverbraucher 
und des voraussichtlichen Gesamtwertes der von 
den Eigenerzeugern selbst verbrauchten Elektri­
zität gesetzt wird (sogenannter Repartitionstarif).

Regionale Differenzierung

Um eine unterschiedliche Abgabebelastung auf­
grund der regionalen Strompreisdifferenzen zu 
vermeiden, erfolgt seit dem 1. Januar 1978 eine 
regionale Differenzierung nach der „Revierferne“ 
des zuvor nach dem Repartitionsprinzip ermittelten 
durchschnittlichen Abgabesatzes. Die Prozentsätze 
der einzelnen Bundesländer entsprechen danach 
dem umgekehrten Verhältnis der durchschnitt­
lichen Strompreise des jeweiligen Bundeslandes 
zum Bundesdurchschnitt,

Bei dem geltenden durchschnittlichen Abgabesatz 
von 6,2 % 20) sind für das Jahr 1979 folgende re­
gionale Abgabesätze vorgegeben:

Bundesland ^ ■ -
1 Satz d e r Ausgle ichsabgabe (in %)

1 ; 1979 1978

Baden-W ürttem berg 5,5 4,0
Bayern 5,4 3,9
Berlin 4,9 3,5
Bremen 5,6 4,0
Hamburg 6,7 4,8
Hessen 5,6 4,1
Niedersachsen 5,8 4,2
N ordrhein-W estfalen '7,5 5,4
R heinland-P falz 6,3 4,6
Saarland 7,1 5,2
Schlesw ig-H olste in 4,8 3,5

Durchschnittssatz 6,2 4,5

Q u e l l e :  BTag-Drucks. 8/2307, S. 1.

Begriffsverwirrung

Die Abgabe wird in der Begründung des Gesetz­
entwurfs nicht in das traditionelle System der 
öffentlichen Einnahmen (Gebühren, Beiträge, 
Steuern) e ingeordnet21), sondern als eine w irt­
schaftsverwaltungsrechtliche Ausgleichsabgabe be­
zeichnet, durch die wirtschaftliche Ungleichheiten 
innerhalb der Elektrizitätswirtschaft ausgeglichen 
werden so lle n 22). Der einnahmesystematische 
Standort war bereits in der parlamentarischen 
Debatte über den Gesetzentwurf des Dritten Ver- 
stromungsgesetzes um stritten23).

21) Zur S te llung dera rtige r Abgaben im System der Finanzverfas­
sung vg l. K. H. F r i a u f : Zur Zu läss igke it von außersteuerlichen 
Sonderabgaben, in : Der Bürger a ls O b jekt der staatlichen Finanz­
p o litik , Festschrift fü r W. Haubrich, hrsg. von G. S c h m ö I d e r s 
u. a., 2. A u fl., Bad W örishofen 1977, S. 103 ff.
22) Vgl. BRat-Drucks. 99/74, T e il 3, S. 3 f. D ieser Ansicht schließt 
sich auch M. D ä r  r : Ist d ie  Ausgleichsabgabe nach dem Dritten 
Verstrom ungsgesetz e ine  unzulässige Steuer?, in : Energ iew irt- 
schaftllche Tagesfragen, 25. Jg. (1975), S. 35 ff., in  seinen ju r is ti­
schen Ausführungen an; e r bezeichnet s ie  a ls  e ine  Sonderabgabe.

23) Verhandlungen des Deutschen Bundestages, 7. W ahlperiode, 
129. Sitzung vom 8. 11.1974, S. 8700 ff.
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Die in der Debatte deutlich sichtbar gewordene 
„Begriffsverw irrung“ der Bundestagsabgeordneten 
ist nicht zuletzt dadurch zu erklären, daß es den 
Parteien zur damaligen Zeit besonders schwer fiel, 
dem Bürger eine neuerliche Abgabenbelastung 
aufzuerlegen, ohne dabei dessen Widerstände zu 
sehr herauszufordern. Denn der Rückgriff auf die 
(budgetär ausgegliederte und zweckgebundene) 
Abgabe erfolgte vor allem, weil „der Haushalt we­
gen mangelnder Flexibilität Insoweit nicht mehr 
als geeignetes Finanzierungsinstrument angese­
hen“ 24) wurde. Diesem Vorgehen diente auch — 
neben dem niedrigen (und so genau ermittelten), 
nahezu unmerklichen Satz von 3,24 %  bei der Ein­
führung der Abgabe — die „Verpackung“ der Ab­
gabe: Sie wurde nicht durch ein Abgaben- oder 
Steuergesetz eingeführt, sondern über das ab­
gabenrechtlich nichtssagende „Gesetz über die 
weitere Sicherung des Einsatzes von Gemein­
schaftskohle in der Elektrizitätswirtschaft“ . Zu­
ständig war und ist auch nicht der Bundesfinanz-, 
sondern der Bundeswirtschaftsminister. Demzu­
folge wurde diese Abgabe auch gar nicht erst bei 
der regelmäßigen Berichterstattung des Bundes- 
fmanzministers über aktuelle Steuerrechtsände­
rungen e rfaß t25).

Finanzwissenschaftliche Einordnung

Die Bedenken gegen die Charakterisierung der 
Abgabe als wirtschaftsverwaltungsrechtliche Ab­
gabe geben Anlaß, unter finanzwissenschaftlichen 
Kriterien zu prüfen, ob es sich bei der Abgabe 
nicht in W irklichkeit um eine Steuer handelt: Stand 
bei früheren Eingriffen in den Markt für Kessel­
kohle (Erstes und Zweites Verstromungsgesetz) 
der Schutz der heimischen Steinkohle im Vorder­
grund der Politik, so hat seit dem Dritten Verstro­
mungsgesetz die Sicherheit der Elektrizitätsver­
sorgung in der offiziellen Begründung Vorrang26). 
Daß die Förderung der Kohleverstromung über 
den Sicherheitsgedanken hinaus im wesentlichen 
auch aus beschäftigungs-, sozial- und regional­
politischen Gründen erfolgt, wird nur noch als 
Nebenziel e rw ähn t27).

Mit der Bezeichnung „Ausgleichsabgabe zur Siche­
rung der E lektrizitätsversorgung“ versucht der 
Gesetzgeber der Abgabe den Charakter eines Ent­
gelts zu geben und sie so dem Strom verbrauch er 
einsichtig zu machen. Ihm soll mit diesem Begriff 
offensichtlich der Eindruck verm ittelt werden, die 
Ausgleichsabgabe werde als Gegenleistung für 
eine ihm zugute kommende spezielle Staatslei­
stung in Form einer erhöhten Versorgungssicher­

24) Ebenda, S. 8700 (Bundesw irtschaftsm in is te r Friderichs, FDP).
25) V g l. F inanzberich t 1976, S. 46 ff.
26) V g l. § 1 Abs. 1 D rittes Verstrom ungsgesetz; BRat-Drucks. 99/74, 
Te il 1, S. 1.
27) V g l. BRat-Drucks. 99/74, T e il 3, S. 2; Energ ieprogram m  . . .,
a. a. O., Z iff. 52.

heit mit elektrischer Energie erhoben. So waren 
auch die Parlamentarier bei der Rechtfertigung 
der Abgabenerhebung bemüht, diese mit dem 
Äquivalenzsystem In Verbindung zu bringen 28).

Eine isolierte Betrachtung des Ziels der Versor­
gungssicherheit Im Hinblick auf nur einen Energie­
träger übersieht aber die zwischen den Märkten 
der verschiedenen Energieträger bestehenden 
Interdependenzen. Eine erhöhte Kohleverstro­
mung dient nicht ausschließlich der Sicherheit 
der Elektrizitätsversorgung, sondern die damit 
verbundene Reduzierung des ö l-  und Gaseinsat­
zes zur Stromerzeugung und die Verhinderung 
einer weiteren Substitution der Kohle erhöhten 
gleichzeitig die Verbrauchsmöglichkeiten dieser 
Energieträger in anderen Verwendungsbereichen, 
z. B. in der chemischen Industrie. Die Stabilisie­
rung des Kohleeinsatzes in der Elektrizitätswirt­
schaft erhöht insofern die Sicherheit der allgemei­
nen Energieversorgung und nicht nur speziell die 
Sicherheit der Stromversorgung29). Da die Strom­
verbraucher also nicht die alleinigen Nutznießer 
des Dritten Verstromungsgesetzes sind, ist die Fi­
nanzierung des Gesetzes durch die ausschließlich 
die Stromverbraucher belastende Ausgleichs­
abgabe mit dem Verursacherprinzip nicht zu recht- 
fertigen. Eine Finanzierung über das Budget wäre 
durchaus angebracht.

Zwangsabgabe ohne Gegenleistung

Bei der Rechtfertigung der Abgabeerhebung ist 
weiterhin zu bedenken, daß mit der Förderung 
der Kohleverstromung nicht nur ein Beitrag zur 
Versorgungssicherheit, sondern gleichzeitig ein 
Beitrag zur Konsolidierung des deutschen Stein­
kohlebergbaus geleistet werden s o ll30). Die für die 
Ablösung der M inderpreisverträge verwendeten 
Mittel (von 1975 bis 1977 allein 804 Mill. DM) 
sichern dem Bergbau höhere Preise für Kohle­
mengen, die ohnehin abgenommen worden wären. 
Sie dienen insofern der Verbesserung der Ertrags­
lage des Bergbaus, nicht aber der Erhöhung der 
Versorgungssicherheit. Berücksichtigt man außer­
dem, daß die Energieversorgung auch mit Hilfe 
anderer und billigerer Energiequellen (z. B. Import­
kohle, Kernenergie) gesichert werden könnte, 
mangelt es an einer Gegenleistung fü r die Zah­
lung der Abgabe gegenüber dem Stromverbrau­
cher völlig.

Die Verwendung der Ausgleichsabgabe zur Sub­
ventionierung des Steinkohleeinsatzes zum Zwecke 
der Stromerzeugung erweist sich also nicht als

2S) Vgl. Verhandlungen des Deutschen Bundestages, 7. W ahl­
periode, 129. Sitzung vom 8.11.1974, S. 8703; Verhandlungen des 
Bundesrates, 402. S itzung vom 8. 3.1974, S. 85, 86, 93.
29) Vgl. H. G. F a b r i t i u s :  Der fragw ürd ige  K ohlepfennig, in : 
Der Steuerzahler, H. 5/1975, S, 5.
30) Vgl. Begründung des Gesetzentwurfs, BRat-Drucks. 99/74, 
Teil 3, S. 1 f, 8.
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eine dem Stromverbraucher zugute kommende 
spezielle Gegenleistung des Staates für die Ab­
gabe, so daß diese auch nicht als „Gebühr“ oder 
„Be itrag“ interpretiert und bezeichnet werden 
kann. Mit der Erhebung der Abgabe erzielt der 
Staat vielmehr entgeltlose Einnahmen, die er 
zweckgebunden verwendet. Aus der Sicht des 
Stromverbrauchers ist die Abgabe deshalb eine 
Zwangsabgabe ohne Anspruch auf eine spezielle, 
ihm unmittelbar zugute kommende Gegenleistung 
und damit eine (Verbrauch-)Steuer31). Sie wäre 
zutreffend als Energiesteuer zu bezeichnen.

Tatsächlich waren vor allem fiskalische Motive der 
eigentliche Anlaß für die Abgabeerhebung32). 
Weder der Bund noch die Bundesländer mit Berg­
bau waren bereit, den wachsenden Mittelbedarf 
für die Subventionierung der Kohleverstromung 
weiterhin aus den öffentlichen Haushalten zu 
finanzieren. Sie sahen in der Schaffung des Aus­
gleichsfonds und der Erhebung der Ausgleichs­
abgabe ein politisch bequemes Instrument zur 
Finanzierung des Gesetzes33).

Der Begriff „Ausgleichsabgabe zur Sicherung der 
Elektrizitätsversorgung“ erweist sich insofern „le ­
d ig lich“ als eine finanzpsychologisch geschickt 
gewählte, der besonderen energiewirtschaftlichen 
Situation bei ihrer Einführung (kurz nach der so­
genannten Ölkrise) Rechnung tragenden Bezeich­
nung für eine neue Steuer, mittels der die Finan­
zierung der politisch fü r notwendig gehaltenen 
Kohleverstromung geräuschlos, ohne große Wider­
stände, auf bequeme Art und Weise gesichert 
worden ist.

Reduzierte Kontrollrechte

Mit der Bildung des vom Bundesamt für gewerb­
liche Wirtschaft verwalteten Ausgleichsfonds hat 
das Parlament seine Budget- und Kontrollrechte 
hinsichtlich der Wirtschaftsführung des Fonds auf 
ein Minimum reduziert. Der jährlich vom Bundes­
amt für den Ausgleichfonds aufzustellende W irt­
schaftsplan wird nicht durch das Parlament fest­
gestellt, sondern bedarf lediglich der Genehmi­
gung des Bundesministers für Wirtschaft. Bedenk­
lich erscheint auch, daß das Bundesamt mit Ein­

31) Nach M. Därr (Ist d ie  A u s g le ic h s a b g a b e ..., a .a .O . ,  S. 35) 
legt d ie  gesetzlich vorgesehene Überwälzung der Abgabe auf 
den Endverbraucher bereits d ie  Verm utung nahe, daß es sich 
dabei um e ine „getarn te  S teuer“ handelt. Der Abgeordnete S p il- 
ker (CDU/CSU) sprich t von e iner „verkappten oder versteckten 
Steuer“ ; vg l. Verhandlungen des Deutschen Bundestages, 7. W ahl­
periode, 129. Sitzung vom 8.11.1974, S. 8702 f.
32) Vgl. dazu ergänzend o. V.: Vom Energ iepfennig zum Notopfer 
Nord-Süd, in : Frankfurter A llgem eine Ze itung, Nr. 42 vom 19. 2. 
1977, S. 12.
33) Vgl. Verhandlungen des Deutschen Bundestages, 7. W ahl­
periode, 129. Sitzung vom 8.11.1974, S. 8710; Verhandlungen des 
Bundesrates, 402. Sitzung vom 8. 3.1974, S. 85 f.
34) U rsprünglich war der K reditp la fond auf nur 200 M ill. DM be­
grenzt. Die Erm ächtigung wurde durch § 2  Abs. 7 D rittes Verstro- 
mungsgesetz i. d. F. vom 19.12.1977 aufgestockt.
35) Vgl. auch Verhandlungen des Deutschen Bundestages, 7. W ahl­
periode, 129. Sitzung vom 8.11.1974, S. 8702 ff.

willigung des Bundesfinanzministers berechtigt 
ist, Kassenverstärkungskredite bis zur Höhe von 
500 Mill. DM aufzunehmen 34) 35).

Der Bundesminister für Wirtschaft hat dem Bun­
destag und dem Bundesrat im jeweils folgenden 
Jahr über das Sondervermögen Rechnung zu le­
g e n 36). Diese Rechnungslegung, die nicht einmal 
parlamentarisch beraten wird, besitzt für eine 
Kontrolle der Wirtschaftsführung des Ausgleichs­
fonds nur einen geringen Stellenwert: Zum einen 
besteht eine Neigung der Parlamente, derartige 
Rechnungsberichte weniger wichtig als Voran­
schläge zu nehmen, zum anderen gehört zur poli­
tischen Kontrollfunktion des Budgets sowohl eine 
vorherige als auch eine nachträgliche Kontrolle 
des Regierungshandelns. „Das normale Haus­
haltsverfahren hätte zumindest die Gefahr ver­
mindert, daß die Instrumente längere Zeit un­
zweckmäßig eingesetzt und die Maßnahmen zu 
einer Dauereinrichtung werden, auch wenn deren 
eigentliche Basis entfallen ist.“ 37)

Da das Abgabeaufkommen nicht den öffentlichen 
Haushalten, sondern dem Sondervermögen zuge­
führt wird, bleibt die mit der Erhebung der Aus­
gleichsabgabe verbundene Ausweitung der 
Staatstätigkeit bei der Bestimmung der Wachs­
tumsraten des Bundeshaushalts und bei der Er­
mittlung der Staatsquoten auf der Basis der 
Finanzstatistik unberücksichtigt38). Die Abwick­
lung des Dritten Verstromungsgesetzes über den 
Sonderfonds läßt „den Verdacht aufkommen, daß 
hier der Bürger und Steuerzahler über das wahre 
Ausmaß der staatlichen Tätigkeit und seiner Aus­
dehnung im unklaren gelassen werden so ll“ 39).

Damit sind — und die bisherige Entwicklung und 
parlamentarische Behandlung der Abgabe ver­
deutlicht das augenfällig — alle Voraussetzungen 
erfüllt, daß diese Steuer in absehbarer Zeit den 
„a lten “ Steuern zugerechnet w ird, an die sich die 
betroffenen Stromverbraucher gewöhnt haben. 
Alte Steuern sind -  ein bewährter Steuergrund­
satz -  bekanntlich gute Steuern, insbesondere 
für den Fiskus. Und auch der einmal eingerich­
tete Ausgleichsfonds wird als Institution mit da­
für sorgen, daß die vorgezeichnete Entwicklung 
ihren Lauf nimmt.
3«) Zur Rechnungslegung über den „Ausgle ichsfonds zur Siche­
rung des S te inkohleneinsatzes“ fü r d ie  W irtschaftsjahre 1975, 
1976, 1977 vg l. BTag-Drucks. 7/5416, 8/758, 8/2043.
37) H. G. F a b r i t i  u s  : Der fragw ürd ige  K ohlepfennig, a. a. O., 
S. 51.
38) In den diesbezüglichen S tatistiken des Finanzberichts (vgl. 
z .B . F inanzbericht 1979, S. 180ff.) w ird  das Aufkom m en aus der 
Abgabe nicht aufgeführt -  nicht e inmal nachrichtlich.
39) H. G. F a b r i t i u s : Der fragw ürd ige  K ohlepfennig, a. a. O., 
S. 51. Anzumerken ist, daß d ie  Bemühungen der CDU/CSU-Frak- 
tion , den Ausgle ichsfonds wegen des gestiegenen und w eite rh in  
(„autom atisch“) ste igenden Volumens sowie aufgrund haushalts­
rechtlicher Vorschriften in Anlehnung an Art. 110 GG aufzulösen 
und d ie  Abw icklung se iner Einnahmen und Ausgaben über den 
Bundeshaushalt vorzunehmen (vgl. BTag-Drucks. 7/4756, 7/4758; 
Verhandlungen des Deutschen Bundestages, 7. W ahlperiode, 
224. Sitzung vom 19. 2.1976, S. 15636 f., 15640), keine parlam enta­
rische M ehrheit fand.
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